
Verordnung über die Arbeitszeit der hessischen Beamtinnen und Beamten 

(Hessische Arbeitszeitverordnung - HAZVO) in der Fassung vom 15. 

Dezember 2009 (GVBl. I S. 758, 760), zuletzt geändert  
durch Gesetz vom  

21. Juni 2018 (GVBl. S. 291)  
  
  
  
  

§ 1 Abs. 1  
  
(1) Die regelmäßige Arbeitszeit der hauptamtlich tätigen Beamtinnen und Beamten 

beträgt bei Vollzeitbeschäftigung im Durchschnitt bis zur Vollendung des 60. 
Lebensjahres 41 Stunden pro Woche, ab Beginn des 61. Lebensjahres 40 
Stunden pro Woche. Stichtag für die Bemessung der Arbeitszeit ist der Erste des 
Monats, in dem das 60. Lebensjahr vollendet wird. Die regelmäßige Arbeitszeit 
der hauptamtlich tätigen schwerbehinderten Beamtinnen und Beamten im Sinne 
des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, beträgt im Durchschnitt 40 
Stunden pro Woche. Satz 3 gilt ab dem Ersten des Monats, in dem der 
Dienstbehörde der Nachweis über die Feststellung der Schwerbehinderung 
vorgelegt wird, bis zum Ablauf des Monats, in dem die 
Schwerbehinderteneigenschaft endet. § 116 Abs. 1 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Die Beamtinnen und Beamten sind verpflichtet, 
Änderungen unverzüglich anzuzeigen und auf Verlangen nachzuweisen.   

  
(…)  

  
  

§ 1a  
  
(1) Hauptamtlich tätigen Beamtinnen und Beamten mit einer durchschnittlichen 

regelmäßigen Arbeitszeit von 41 Stunden pro Woche wird ab dem 1. August 2017 
eine Arbeitsstunde pro Kalenderwoche auf einem Lebensarbeitszeitkonto 
gutgeschrieben. Satz 1 gilt nicht für Beamtinnen und Beamte auf Widerruf, 
Beamtinnen und Beamte auf Zeit sowie Beamtinnen und Beamte, die jederzeit in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können. Eine Gutschrift erfolgt 
ausschließlich für Zeiten, in denen Besoldung gewährt wird. Bei auf Krankheit 
beruhender Unfähigkeit zur Erfüllung der Dienstpflicht sowie bei Abwesenheit vom 
Dienst wegen Kur oder Heilbehandlung wird ab Beginn der siebten Woche keine 
Zeit gutgeschrieben; das Gleiche gilt bei Wiedereingliederungsmaßnahmen nach  
§ 6. Für den Zeitraum einer vorläufigen Dienstenthebung nach § 43 Abs. 1 des 

Hessischen Disziplinargesetzes vom 21. Juli 2006 (GVBl. I S. 394), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 291), erfolgt keine 

Zeitgutschrift auf dem Lebensarbeitszeitkonto. Bei Teilzeitbeschäftigung erfolgt die 
Gutschrift anteilig entsprechend der bewilligten Arbeitszeit.  

  
(2) Hauptamtlich tätigen Beamtinnen und Beamten mit einer durchschnittlichen 

regelmäßigen Arbeitszeit von 40 Stunden pro Woche wird auf Antrag eine Stunde 
pro Woche auf einem Lebensarbeitszeitkonto gutgeschrieben, wenn sie ihre 
wöchentliche Arbeitszeit um eine Stunde erhöhen. Die Gutschrift erfolgt ab der 
Kalenderwoche, die auf die Antragstellung folgt. Abs. 1 Satz 2 bis 5 gelten 
entsprechend.  



  
(3) Für die angesparten Stunden erfolgt in der Regel Freistellung vom Dienst unter  
Weitergewährung der Besoldung unmittelbar vor dem Ruhestand oder vor Beginn der 
Freistellung nach § 118 Abs. 3 Nr. 2 des Hessischen Beamtengesetzes. Auf Antrag 
kann die Freistellung ganz oder teilweise zu einem früheren Zeitpunkt gewährt werden, 
soweit dienstliche Belange nicht beeinträchtigt werden.  
  
(4) Ist eine Freistellung vom Dienst wegen Dienstunfähigkeit  
1. mit der Folge der Versetzung in den Ruhestand oder  
2. als Folge einer durch ärztliches Attest nachgewiesenen Krankheit im 

Freistellungszeitraum unmittelbar vor dem Ruhestand  
nicht möglich, wird Beamtinnen und Beamten eine stundenbezogene 
Ausgleichszahlung in Höhe des auf eine Stunde entfallenden Anteils der individuellen 
Besoldung gewährt. Dies gilt auch, soweit die Voraussetzungen des Satz 1 bereits vor 
dem 1. Januar 2011 vorgelegen haben.  

  
(5) Besoldung im Sinne des Abs. 4 Satz 1 sind das Grundgehalt, die Amtszulagen, 
der Familienzuschlag sowie die allgemeine Stellenzulage nach der Vorbemerkung Nr. 
13 der Anlage I zum Hessischen Besoldungsgesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 
256, 508), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Januar 2017 (GVBl. S. 10). 
Maßgebend ist die Höhe der Besoldung zum Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs. 
Zur Ermittlung der auf eine Stunde entfallenden Ausgleichszahlung nach Abs. 4 Satz 1 
ist der Monatsbetrag der individuellen Besoldung durch das 4,348-Fache der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit der Beamtin oder des Beamten zu teilen. Der 
Anspruch entsteht im Fall des Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 mit dem Tag vor Beginn des 
Ruhestands, im Fall des Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 mit dem letzten Tag der Erkrankung. Er 
wird jeweils mit Beginn des Ruhestands fällig; abweichend davon wird im Fall des Abs. 
4 Satz 2 der Anspruch zum Beginn des übernächsten Kalendermonats nach Eingang 
des Antrags fällig.  
  
(6) Nähere Bestimmungen über das Lebensarbeitszeitkonto trifft für die 
Landesverwaltung das für das Dienstrecht zuständige Ministerium, im Übrigen die 
oberste Dienstbehörde.  
  
(7) Für die 31. Kalenderwoche 2017 erfolgt die Gutschrift auf dem 
Lebensarbeitszeitkonto nach Abs. 1 oder 2 für hauptamtlich tätige Beamtinnen und 
Beamte, die auch am 31. Juli 2017 eine durchschnittliche Arbeitszeit von mindestens 
41 Stunden pro Woche oder bei Teilzeitbeschäftigung eine anteilig dem entsprechende 
Arbeitszeit hatten.  


